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Gerd W�stemann/Helge C. Brixner

Hochschul-Programmhaushalt in Hessen

Teil 1: Projektziele und Projektverlauf

Der Hessische Landtag hatte in seinem Beschluss zum
Landeshaushaltsplan f�r die Haushaltsjahre 1998 und 1999
geregelt, dass ab dem Haushaltsjahr 1998 mit einem Projekt
»Hochschul-Programmhaushalt« die *berf�hrung des
kameralen Haushalts der Hochschulen in ein ergebnis-
orientiertes Budgetsystem auf Basis eines doppischen
Rechnungswesens mit Kosten- und Erl/s- sowie Leistungs-
und Wirkungsrechnung begonnen werden sollte. Dieses
Budgetsystem wird erg1nzt um ein internes und externes
Berichtswesen mit entsprechendem Controlling. Damit soll
einerseits die Hochschulautonomie mit leistungsorientierten
Globalbudgets nachhaltig gest1rkt und andererseits ein
konsequenter Paradigmenwechsel von der input-orientierten
Detailsteuerung �ber kamerale Haushaltsans1tze zu einer
an Zielen und Ergebnissen orientierten Globalsteuerung
durch den Staat erreicht werden.

Seit Januar 1998 arbeitet ein Projektteam des Hessischen Ministe-
riums f�r Wissenschaft und Kunst (HMWK) unter der Leitung des
Haushaltsbeauftragten gemeinsam mit zahlreichen Vertretern/in-
nen aus allen hessischen Hochschulen und der Forschungsanstalt
(FA) Geisenheim am Projekt »Hochschul-Programmhaushalt«.
Das Projekt wird unterst�tzt von externen Beratern/innen der arf
Gesellschaft f�r OrganisationsentwicklungmbH, N�rnberg (arf).
In der folgenden Darstellung werden Ziele und Planung des Pro-
jekts sowie Projektorganisation und -durchf�hrung im 5berblick
dargestellt. In einem zweiten Teil im folgenden Heft werden dann
die einzelnen Elemente der k�nftigen Ergebnissteuerung hessi-
scher Hochschulen skizziert.

1. Ziele des Projekts »Hochschul-Programm-
haushalt«

Grundlage des Projekts waren Erfahrungen aus dem hessischen
Modellversuch zu Globalhaushalten in drei Hochschulen. Dem-
nach setzt eine Globalisierung von Haushaltsans8tzen nicht nur
den Aufbau von betriebswirtschaftlichen Steuerungsinstrumen-
ten, wie der Kosten- und Erl:srechnung, in den Hochschulen vo-
raus, sondern auch ein System zur ergebnisorientierten Steuerung
der Leistungsprozesse an den Hochschulen durch den Staat. Letz-
teres ist bereits zur Wahrung des parlamentarischen Budgetrechts
erforderlich und wird daher von Landtag und Landesrechnungs-
hof als Voraussetzung f�r die weitgehende Finanzautonomie ge-

fordert. Nur in einem derart ganzheitlichen Zusammenhang
kann die angestrebte und notwendige Dezentralisierung von Ver-
antwortung im Sinne einer St8rkung der Hochschulautonomie
mit dem parlamentarischen Budgetrecht und der politisch-strate-
gischen Verantwortung der Landesregierung in ein angemessenes
Verh8ltnis gesetzt werden.
Die grundlegenden Prinzipien der Reform werden durch das »Ma-
gische Dreieck der Verwaltungs- und Haushaltsreform« beschrie-
ben, das seit dem Beschluss des hessischen Kabinetts vom 14. Juli
1998 Grundlage der fl8chendeckenden Verwaltungsreform in der
hessischen Landesverwaltung ist. Diese methodischen Grundprin-
zipien der Verwaltungs- und Haushaltsreform wurden in einem
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With the project »University and College Budget program in Hes-
sen«, the State of Hessen has set an example of how to transform the
chamber-like college budgeting into an outcome-oriented budget sys-
tem. Gerd W�stemann and Helge C. Brixner report on the project
goals and project course of this plan designed to encompass new bud-
geting, personnel, and organization structures. The plan is not just
large-scale, but also has far-reaching consequences for the separation
of budgeting powers between the legislative and the executive and for
responsibilities within the state government, particularly for the science
department, in light of their joint goal of making colleges and universi-
ties more productive.
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Projekt f�r die gesamte Landesverwaltung mit Unterst�tzung der
arf entwickelt und sollen in allen Landeseinrichtungen bis zum
Haushaltsjahr 2008 fl8chendeckend umgesetzt werden.
Beachtenswert ist vor allem, dass sich die haushaltswirtschaft-
lichen Maßnahmen weder auf eine Flexibilisierung nach §15
Haushaltsgrunds8tzegesetz (HGrG) noch auf die nach §§18, 48
HGrG m:gliche Globalisierung st�tzen, sondern auf den mit dem
Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz 1997 neu in das Haus-
haltsgrunds8tzegesetz aufgenommenen §6a HGrG. Das Projekt
»Hochschul-Programmhaushalt« stellt in diesem Zusammen-
hang das bundesweit erste derartige Umsetzungsprojekt dar; die
hessischen Hochschulen sind daher Vorreiter und Impulsgeber
f�r die gesamte hessische Landesverwaltung und dar�ber hinaus
f�r die gesamte bundesdeutsche Verwaltungsreform.
Die Neue Hochschulsteuerung basiert rechtlich somit nicht allein
auf dem neuen Hessischen Hochschulgesetz (HHG), sondern auch
auf den §§6a HGrG, 7a, 110 Hessische Landeshaushaltsordnung
(LHO) und muss alle drei Eckpunkte des »Magischen Dreiecks«
ausgestalten:

1. Die umfassende Globalbudgetierung im Sinne der lan-
desweiten hessischen Haushaltsreform meint nicht allein
den Verzicht auf die verbindliche Einzelveranschlagung von
Ausgabezwecken (§§ 3, 10, 12 HGrG) im Verh8ltnis Staat-
Hochschule (Finanzautonomie), sondern dar�ber hinaus
auch die umfassende Delegation von Budgetverantwortung
in den Hochschulen auf die einzelnen Fachbereiche und Ein-
richtungen, in geeigneten F8llen bis hin zu den Instituten
und Fachgebieten. Dabei umfassen die Globalbudgets, 8hn-
lich wie bei Landesbetrieben, grunds8tzlich alle Aufwands-
arten, wie Personal- und Sachmittel; auch die Investitions-,
Bau- und Instandhaltungsmittel werden in geeigneter Weise
in die Globalbudgets einbezogen.

2. Der weitgehende Verzicht auf die verbindliche Einzelveran-
schlagung von Ausgabezwecken st8rkt zwar nachhaltig die
Finanzautonomie der Hochschulen und ihrer Einrichtun-
gen, zerst:rt aber das kamerale Steuerungssystem. An des-
sen Stelle muss daher die Steuerung der Ergebnisse treten,
welche die Hochschulen und ihre Einrichtungen erzielen.
Das neue System der Ergebnissteuerung (Neue Hochschul-
steuerung) st�tzt sich dabei nach §§6a Abs. 1 S8tze 1 bis 3
HGrG, 7a LHO bei der finanzwirtschaftlichen Steuerung
vorwiegend auf die organisatorischen Verantwortungsberei-
che und deren Ergebnisse bei der Budgetbewirtschaftung.
Die leistungswirtschaftliche Steuerung nach §§ 6a Abs. 1
Satz 4 HGrG, 7a LHO stellt demgegen�ber auf die Ergebnis-
se der (Kern-) Leistungsprozesse von Hochschulen vor allem
in Forschung und Lehre ab. Verkn�pft werden die finanz-

und die leistungswirtschaftliche Steuerung nach der Idee der
§§6a HGrG, 7a LHO durch die Steuerungsinstrumente Ziel-
vereinbarungen und leistungsorientierte Mittelzuweisung.
Diese stehen im Kern der Neuen Hochschulsteuerung.1

3. Die Delegation von Budgetverantwortung verlangt einerseits
Planungssicherheit in den dezentralen Verantwortungsberei-
chen, andererseits Transparenz, insbesondere auch hinsicht-
lich der mittel- und langfristigen Folgen dezentralen Han-
delns. Dies bedingt zum einen die zunehmende Bedeutung
der mittelfristigen Hochschulplanung und ihrer Umsetzung
im Rahmen der Ergebnissteuerung durch Zielvereinbarun-
gen, die den Konsens zwischen Staat und Hochschule �ber
die Hochschulentwicklung, ihre Ziele und Rahmenbedingun-
gen herstellen. Zum anderen erfordert dies nach §§6a Abs. 1
Satz 3 HGrG, 7a LHO den Aufbau von modernen Steue-
rungsinstrumenten wie der (internen) Kosten- und Leistungs-
rechnung sowie der (externen) Erfolgs-, Finanz- und Verm:-
gensrechnung. Ein derart umfassender Ausbau des kame-
ralen Rechnungswesens erschien gegen�ber der Umstellung
auf die doppelte Buchf�hrung (doppisches Rechnungswe-
sen) als unwirtschaftlich. Aus leistungswirtschaftlicher Sicht
kommen Instrumente des Qualit8tsmanagements, wie Eva-
luation, und wettbewerbs8hnliche Elemente, wie Benchmar-
king, hinzu.

Kerngedanke des hessischen Reformansatzes ist daher, dass die an-
gestrebte und notwendige Hochschulautonomie neue Steuerungs-
instrumente (Neue Hochschulsteuerung) erfordert, die wiederum
ver8nderte Rechnungszwecke und -ziele zur Folge haben, weshalb
nach den §§89 Abs.2 HHG, 110 LHO das kamerale vom doppi-
schen Rechnungswesen abgel:st wird. Der Begriff des doppischen
Rechnungswesens meint die Technik der doppelten Buchf�hrung
mit gegen�ber den kaufm8nnischen Normen des Handelsgesetz-
buchs und Steuerrechts modifizierten Rechtsgrundlagen.
Dieses methodisch-konzeptionelle Zieldreieck wird durch das Ziel
der wirtschaftlichen Modernisierung der Verwaltungsdatenverar-
beitung in allen Hochschulen erg8nzt. Gr:ßere Transparenz und
effektive Steuerung setzen einen unmittelbaren, im Idealfall ta-
gesaktuellen Zugriff auf Steuerungsdaten voraus. Diese Anforde-
rungen lassen sich mit den meisten im Betrieb befindlichen Syste-
men der Verwaltungsdatenverarbeitung nicht erf�llen. Auch die
Umstellung vom kameralen auf das doppische Rechnungswesen
erfordert (z. T.) neue DV-Systeme, wobei hier der Umstellungsauf-
wand f�r die Hochschulen nicht signifikant h:her liegt als bei der
Einf�hrung einer kameral basierten Kosten- und Leistungsrech-
nung oder des so genannten Neuen Hochschul-Rechnungswesens
wie es infolge der Arbeitsergebnisse eines Kanzlerarbeitskreises an
der TU M�nchen entwickelt wurde.2 Mit dem Projekt »Hochschul-
Programmhaushalt« ist daher das derzeit gr:ßte SAP-Einf�h-
rungsprojekt in deutschen Hochschulen verbunden.
Als Generalunternehmer f�r die Lieferung und Einf�hrung der
betriebswirtschaftlichen Standard-Software SAP R/3 wurde nach
einem umfassenden Auswahlverfahren die SAP AG, Walldorf
(SAP), verpflichtet. Dieses Auswahlverfahren der Hochschulen
war letztlich auch richtungsweisend f�r den landesweiten Einsatz
der Software SAP R/3, den das hessische Kabinett im Dezember
1999 beschlossen hat.
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Abbildung 1: Magisches Dreieck der Verwaltungs- und Haushaltsreform

1 In einem Beitrag im n8chsten Heft sollen die Elemente der Ergebnis-
steuerung dargestellt werden.

2 Vgl. K�pper, H.-U. 2000.
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Mit der Software-Einf�hrung und vor allem deren Nutzung sind
zahlreiche organisatorische und technische Fragen verkn�pft. Im
Projekt Hochschul-Programmhaushalt wurde daher erstmals welt-
weit ein lauff8higes DV-Hochschul-Referenzmodell als Grundlage
f�r die Einf�hrung, Pflege und Weiterentwicklung der SAP-Syste-
me in allen hessischen Hochschulen entwickelt. Die Verantwortung
f�r dieses Software-Referenzmodell tr8gt ein von allen hessischen
Hochschulen und der FA Geisenheim getragenes Hochschul-Kom-
petenzzentrum in Darmstadt, das die Hochschulen bei allen Fragen
rd. um SAP R/3 unterst�tzt. Die SAP-Fachkompetenz wurde dabei
in einem virtuellen Organisationsmodell auf Experten/innen aus
verschiedenen Hochschulen verteilt, um so die vielf8ltigen organi-
satorischen Probleme besser l:sen zu k:nnen sowie die Akzeptanz
und Kundenorientierung der zentralen DV-Unterst�tzung deutlich
zu verbessern. Dar�ber hinaus wurden mit dem Projekt »Hoch-
schul-Programmhaushalt« weitere Synergiepotenziale zwischen
den Hochschulen erschlossen. Ein Beispiel ist das gemeinsame DV-
Rechenzentrum der hessischen Fachhochschulen, das zunehmend
auch Dienstleistungen f�r andere Hochschulen �bernimmt.

2. Umsetzung im Projekt »Hochschul-
Programmhaushalt«

Beim Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« handelt es sich
um ein sowohl nach der Themenbreite als auch auf Grund der
beteiligten Personengruppen sehr komplexes Großprojekt, das
zudem mit 8ußerst engen zeitlichen Zielsetzungen und hohen
politischen Erwartungen begonnen wurde. Vor diesem Hinter-
grund hat sich das Projektteam aus dem Wissenschaftsressort
mit seinen externen Beratern/innen der arf von Anfang an f�r
einen dezentralen und konsensualen Projektansatz entschieden.
Damit wurde nicht nur f�r die Zusammenarbeit von Ministerial-
b�rokratie und Hochschulen weitgehend Neuland betreten, son-
dern auch in die (autonome) Kooperation aller hessischen Hoch-
schulen großes Vertrauen gesetzt. Eingebunden in das Projekt
wurden von Beginn der Finanzminister und der Hauptpersonal-
rat. Der Landesrechnungshof, der Landesdatenschutzbeauftrag-
te und die Schwerbehindertenvertretung wurden umfangreich
�ber alle wesentlichen Schritte informiert und erhielten zeit-
gleich alle wesentlichen Arbeitspapiere. Insgesamt kann nach
fast drei Jahren Projektarbeit festgehalten werden, dass sich die-
se Projektorganisation hervorragend bew8hrt hat.
Ohne den gew8hlten Projektansatz, der quasi die k�nftige Zu-
sammenarbeit im Rahmen von Zielvereinbarungsprozessen vor-
wegnimmt, w8re das Projekt weder terminlich noch sachlich zu
bew8ltigen gewesen. Die in Art und Umfang neue Zusammen-
arbeit des Ministeriums mit den Hochschulen und der Hochschu-
len untereinander hat eine so nicht erwartete Identifikation aller
Projektbeteiligten – von der politischen F�hrung �ber die Referate
des Ministeriums, den Personalrat bis zu den Projektgruppen in
den Hochschulen – mit dem Projekt und seinen Ergebnissen zur
Folge gehabt: Das Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« ist
kein Projekt der Landesregierung oder des Ministeriums geblie-
ben, sondern zu einem (pers:nlichen) Anliegen aller Projektbetei-
ligten, ja aller Hochschulen und deren Besch8ftigten und Mitglie-
der geworden.
Diese hohe Identifikation und Motivation hat dazu gef�hrt, dass
sich die Projektbeteiligten in ihrer Arbeits- und Freizeit in einem
Maße f�r das Projekt engagiert haben, das zahlreiche Vorurteile

�ber den :ffentlichen Dienst widerlegt. Durch das gewachsene
Vertrauen sind auch Entscheidungen m:glich geworden, die im
Vorfeld sehr umstritten waren oder als unm:glich erschienen. Bei-
spielhaft ist insoweit auch die Zusammenarbeit mit den Personal-
r8ten, was etwa durch den Abschluss der Projektvereinbarung mit
dem Hauptpersonalrat nach nur einer formalen Anh:rung doku-
mentiert wird. Insbesondere aber haben die beteiligten Hochschu-
len und ihre Mitarbeiter/innen das Projekt zu ihrer ureigenen An-
gelegenheit gemacht, was die 5berwindung zahlreicher Ressour-
cenengp8sse und einiger Projektkrisen �berhaupt erst erm:glicht
hat. Der bisherige Projekterfolg, den sehr engen Zeitraum einge-
halten und die Erwartungen an die Projektergebnisse erf�llt oder
sogar �bertroffen zu haben, stellt somit zu allererst einen pers:nli-
chen Erfolg jedes einzelnen Projektbeteiligten dar.
Nicht zuletzt wurde mit dem SAP-Hochschulreferenzmodell eine
lauf- und transportf8hige Grundlage f�r die dv-technische Umset-
zung derartiger Projekte in allen Hochschularten geschaffen, die
im Juni 2000 vom Land Niedersachsen erstmals f�r acht außer-
hessische Universit8ten �bernommen wurde. Die Erwartungen an
das Referenzmodell wurden in Niedersachsen bisher weitgehend
erf�llt, so dass davon ausgegangen werden kann, dass die Vorar-
beiten der hessischen Hochschulen bundesweit nutzbar sind.

2.1 Die landesweite Projektorganisation

Kern des Projektansatzes war von Anfang an, die Projektumsetzung
als Aufgabe jeder einzelnen Hochschule zu betrachten. Aus diesem
Grund wurden auch die Projektmittel nicht zentral veranschlagt,
sondern mussten aus den nach §7a Abs.3 Satz 3 LHO zu diesem
Zweck bereits vorab globalisierten Hochschulhaushalten erwirt-
schaftet werden. Dieser Finanzierungsansatz ist weniger eine Spar-
maßnahme als die konsequente 5bertragung der Projektphiloso-
phie auch auf die Projektfinanzierung: Nur die Hochschulen k:n-
nen wirklich beurteilen, was vor Ort notwendig und richtig ist; da-
her k:nnen auch nur sie den optimalen Ressourceneinsatz gew8hr-
leisten. Zentrale Projektmittel f�hren dagegen nur dazu, dass zen-
trale Verwendungsvorgaben gemacht und die zentralen Mittel in
jedem Fall nach den Vorgaben ausgesch:pft werden.
Entsprechend dieses dezentralen Ansatzes wurde ein gestuftes
Konzept der Zusammenarbeit auf drei Ebenen entwickelt. So
konnte erreicht werden, dass die beteiligten Hochschulen und die
FA Geisenheim die Umsetzung eigenverantwortlich betreiben
und gleichzeitig erstmals in Deutschland alle Hochschulen eines
Bundeslandes ein derartiges Reformprojekt gemeinsam in Ab-
stimmung mit dem Wissenschaftsministerium durchf�hren. Die
drei Ebenen der Zusammenarbeit sind:

1. Die unterste Ebene der Zusammenarbeit stellen informelle
und freiwillige Informations- und Unterst�tzungsmaßnah-
men unter den beteiligten Hochschulen dar. Hierzu geh:ren
in erster Linie Erfahrungsaustausch-Veranstaltungen der
Hochschulen untereinander, mit anderen Landeseinrichtun-
gen (z. B. Universit8tsklinika) aber auch �ber die Landes-
und Bundesgrenzen hinweg. Hierher rechnen zudem zahl-
reiche individuelle Kooperations- und Unterst�tzungsmaß-
nahmen der Hochschulen. Beispiele sind Maßnahmen der
Personal- und Organisationsentwicklung an den Hochschu-
len sowie Fragen des Projektmanagements und der internen
und externen Hochschulsteuerung.

2. Zur zweiten Ebene der Zusammenarbeit rechnet die institu-
tionalisierte (autonome) Kooperation der Hochschulen, wie
sie im gemeinsamen SAP-Kompetenzzentrum und im Fach-
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hochschul-Hochschulrechenzentrum in Darmstadt ihren
Ausdruck findet.

3. Schließlich werden auf der dritten Ebene f�r alle Projektbe-
teiligten verbindliche Entscheidungen unter der Federf�h-
rung des Wissenschaftsministeriums gemeinsam erarbeitet
und getroffen. Exemplarisch seien die Hochschul-Finanzver-
ordnung, die Kontierungs- und Bewertungsrichtlinien sowie
die k�nftige staatliche Hochschulsteuerung genannt.

Der Projektansatz wird abgebildet und unterst�tzt durch eine
hochschul�bergreifende Projektorganisation, die neben den not-
wendigen Projektgremien vor allem auch gemeinsame Standards
des Projektmanagements, der Kommunikation und Dokumenta-
tion umfasst.

2.2 Der Projektverlauf und wichtige Umsetzungs-
maßnahmen

Das Gesamtprojekt »Hochschul-Programmhaushalt« gliedert sich
grob in drei Projektphasen, die sich gegenseitig �berlappen:

1. Die grunds8tzliche Anpassung des landesweiten Methoden-
konzepts auf die Belange der Hochschulen und die Vorberei-
tung der DV-Einf�hrung mit dem Schwerpunkt auf der DV-
Auswahl wurden zum großen Teil bis zum Ende des ersten
Quartals 1999 abgeschlossen. Hierzu geh:ren methodische
Fragen wie die Erarbeitung eines f�r alle Hochschulen ver-
bindlichen Hochschulkontenrahmens aus dem landesweit
g�ltigen Verwaltungskontenrahmen, die Entwicklung des
umfassenden Schulungskonzepts, die grundlegenden Rege-
lungsziele der Hochschul-Finanzverordnung und das Grund-
konzept einer Hochschulkostenrechnung. Zur Vorbereitung
der DV-Einf�hrung waren die Ausschreibungsunterlagen,
mit dem Schwerpunkt auf dem DV-Anforderungskatalog
und dem Einf�hrungskonzept, vorzubereiten, ein grundle-
gendes Betriebskonzept zu entwickeln und das Auswahlver-
fahren durchzuf�hren. Das Auswahlverfahren wurde im
Projektverlauf in Zusammenarbeit mit dem Finanzministe-
rium zu einer landesweit g�ltigen Ausschreibung erweitert,
auf deren Grundlage im Dezember 1999 schließlich das hes-
sische Kabinett den Beschluss zum SAP-Einsatz in der ge-
samten Landesverwaltung gefasst hat.

2. Die DV-Einf�hrung und die Detaillierung des hochschulspe-
zifischen Methodenkonzepts haben die Jahre 1999 und 2000
gepr8gt. Hierzu geh:rt nicht nur die weltweit erstmalig er-
folgte Entwicklung eines lauf- und transportf8higen Hoch-
schulreferenzmodells als Grundlage f�r die DV-Einf�hrung
(Rollout) an den einzelnen Hochschulen, sondern auch der
Aufbau der Betriebsstandorte mit dem Fachhochschul-Hoch-
schulrechenzentrum und des SAP-Kompetenzzentrums. Aus
methodischer Sicht wurde der Kontenrahmen �ber einen
SAP-Kontenplan des Referenzmodells zu individuellen Kon-
tenpl8nen der einzelnen Hochschulen weiterentwickelt, zahl-
reiche Schulungsmaßnahmen durchgef�hrt, das Konzept
einer dv-gest�tzten Hochschulplanung mit externem und
internem Rechnungs- und Berichtswesen entwickelt, Kontie-
rungs- und Bewertungsrichtlinien f�r die Er:ffnungs- und
Jahresbilanzen abgestimmt, Abschlusspr�fer bestellt sowie
organisatorische Anpassungen definiert und vollzogen.

3. Schließlich wird auf dieser Basis vor allem in den Jahren
2000 und 2001 die neue staatliche Hochschulsteuerung mit
den Kernpunkten Zielvereinbarungen und leistungsorien-

tierte Mittelzuweisung konzipiert. Im Jahr 2002 sollen dann
die methodischen Grundlagen f�r das Qualit8tsmanage-
ment und Evaluationsmaßnahmen abgestimmt werden.

2.3 Das Vorgehen bei der DV-Umsetzung

Nachdem ein 5berblick �ber die methodische Konzeption der
Neuen Hochschulsteuerung im n8chsten Heft gegeben wird und
das Vorgehen zur DV-Auswahl an anderer Stelle dokumentiert
ist,3 soll nachfolgend ein kurzer 5berblick �ber die Besonderhei-
ten der DV-Einf�hrung gegeben werden.
Grundlage des Einf�hrungskonzepts war die 5berlegung, dass
insbesondere die Einrichtungen mit kleineren Verwaltungseinhei-
ten, wie die Kunst- und Fachhochschulen sowie die FA Geisen-
heim, vor dem Hintergrund der engen zeitlichen Projektvorgaben
große Schwierigkeiten mit der DV-Einf�hrung bekommen w�r-
den. Im Projektverlauf hat sich herausgestellt, dass dies in 8hn-
licher Weise auch auf die großen und leistungsf8higen Univer-
sit8ten des Landes zutrifft. Vor diesem Hintergrund wurden Wege
zu einer m:glichst intensiven Zusammenarbeit im Einf�hrungs-
prozess gesucht, die gleichzeitig zu einer Reduktion der erhebli-
chen Einf�hrungskosten beitragen k:nnen.
Eine weitere viel diskutierte Fragestellung waren die notwendigen
organisatorischen Anpassungen an den einzelnen Hochschulen,
die nicht auf die dv-unterst�tzten Verwaltungsabl8ufe beschr8nkt
bleiben, sondern auch Fragen der Aufbauorganisation, der inter-
nen Planung und Steuerung, somit der Mittelverteilung, und der
Aufgabenteilung zwischen Zentralverwaltung und Fachbereichen
einer Hochschule betreffen. Parallel zum Projekt »Hochschul-Pro-
grammhaushalt« wurde zudem das Hessische Hochschulgesetz
zweimal ge8ndert, so dass von dort weitere Organisationsver8nde-
rungen in den Hochschulen ausgel:st bzw. angestoßen wurden.
Vor dem Hintergrund dieses komplexen Problemb�ndels, des en-
gen Zeitrahmens und der spezifischen weitgehend demokratisch
verfassten Expertenorganisation an den Hochschulen war das klas-
sische Vorgehen bei einer DV-Einf�hrung (Festlegung der Sollpro-
zesse, Entwicklung des Pflichtenhefts, DV-Anpassung und -Einf�h-
rung) ebenso ausgeschlossen wie die Entwicklung einer Referenz-
l:sung mit einer Hochschule. Ziel des Vorgehens musste es sein,
das DV-Einf�hrungsprojekt von vornherein mit allen Hochschulen
gleichzeitig durchzuf�hren, damit sich diese gegenseitig unterst�t-
zen k:nnen. Gew8hlt wurde daher ein dreistufiges Vorgehen bei
der DV-Einf�hrung: Zun8chst wurde von allen hessischen Hoch-
schulen ein hochschulspezifisches SAP-Referenzmodell entwickelt,
das dann in einer zweiten Phase die Grundlage f�r die Anpassung
an die individuellen Belange einzelner Hochschulen ist (Rollout),
bevor in einer dritten Phase die Erfahrungen und Modifikationen
der einzelnen Hochschulen in hochschul�bergreifenden Arbeits-
gruppen ausgewertet und in geeigneten F8llen ins SAP-Referenz-
modell �bernommen werden (Rollin), so dass derartige Weiterent-
wicklungen erneut allen Hochschulen zur Verf�gung stehen.
Die Vorteile dieser L:sung liegen auf der Hand:

1. Es wurde eine umfassende Arbeitsteilung zwischen den
Hochschulen m:glich, was die Umsetzung des Projekts in
der kurzen verf�gbaren Zeit �berhaupt erst erm:glicht hat.

2. Die �blicherweise in Hochschulen besonders schwierigen
Fragen nach der Umsetzbarkeit von Organisationsgutach-
ten und der 5bertragbarkeit von Referenzl:sungen wurden

3 HMWK (1998).
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weitgehend vermieden, weil durch die Arbeit am gemeinsa-
men Referenzmodell die spezifischen Anforderungen jeder
Hochschule ber�cksichtigt werden konnten, ohne das Ziel
wirtschaftlicher Anpassungsmaßnahmen aus den Augen zu
verlieren. Letztlich stellt die gemeinsame Entwicklung eines
Referenzmodells ein großes Benchmarkprojekt dar.

Im Rahmen der umfassenden Arbeitsteilung wurden fachliche
Schwerpunkte (z. B. Controlling, Finanzbuchhaltung, EDV-Tech-
nik) jeweils federf�hrend von verschiedenen Hochschulen bearbei-
tet, so dass nicht nur die Arbeitslast auf mehrere Schultern verteilt
werden konnte, sondern insbesondere auch eine intensive Einbin-
dung aller Hochschulen in die Modellentwicklungm:glich wurde.
Dieses erfolgreiche Konzept stand auch Pate f�r die Konzeption
des SAP-Kompetenzzentrums, das die fachliche Verantwortung
f�r die Wartung, Pflege undWeiterentwicklung des gemeinsamen
SAP-Referenzmodells �bernimmt. Damit kann erreicht werden,
dass die erheblichen Betriebskosten deutlich reduziert werden. Mit
einem physischen Kern in Darmstadt wurde f�r das SAP-Kom-
petenzzentrum ein virtueller Organisationsansatz gew8hlt, bei
dem die unterschiedlichen Hochschulen auch weiterhin die Ver-
antwortung f�r die einzelnen Fachthemen behalten. Dieses Orga-
nisationskonzept tr8gt nicht nur zu einer gerechten Lastvertei-
lung zwischen den Hochschulen bei, sondern d8mpft auch die
erheblichen personalwirtschaftlichen Probleme mit einem SAP-
Betrieb im :ffentlichen Dienst. Auf Grund der aktuellen Arbeits-
marktsituation liegen die Geh8lter f�r SAP-Experten in der Privat-
wirtschaft deutlich �ber denen im :ffentlichen Dienst. Dieses
materielle Lohngef8lle kann durch die soziale Einbindung der
SAP-Experten an den einzelnen Hochschulen und weitere imma-
terielle Anreize zumindest z. T. ausgeglichen werden.

3. Ausblick

Entsprechend der Planung wurde Anfang 2000, also zwei Jahre
nach Projektbeginn, an vier hessischen Hochschulen und der FA
Geisenheim das doppische Rechnungswesen eingef�hrt. Die da-
bei aufgetretenen Probleme waren deutlich geringer als erwar-
tet: Bereits im Fr�hjahr 2001 sollen von einem Abschlusspr�fer
gepr�fte Er:ffnungsbilanzen vorliegen. Die �brigen acht Hoch-
schulen haben sich entschieden, zum Januar 2001 ebenfalls auf
das doppische Rechnungswesen umzustellen.
Nach der erfolgreichen DV-Einf�hrung und Umstellung auf das
doppische Rechnungswesen befindet sich das Projekt wieder in
einer wichtigen Phase:

1. Nachdem in den beiden ersten Jahren das Projekt im We-
sentlichen von der Politik, den Projektbeteiligten und den
Hochschulleitungen wahrgenommen und betrieben wurde,
erweitert sich der Kreis der Beteiligten durch die Implemen-
tierung der Software und die Umsetzung der organisatori-
schen Anpassungen exponential. Dem Projekt war in seiner
Anfangsphase von der hochschulinternen Nffentlichkeit
kaum Beachtung und wenig Bedeutung beigemessen wor-
den. Die nunmehr wachsende Erkenntnis, dass die Konzep-
tion bald umgesetzt sein wird und damit auch Konsequen-
zen f�r die individuelle Arbeitsumgebung und Mittelausstat-
tung haben wird, wirkt aktivierend. So muss z.B. erwartet
werden, dass mit der Diskussion �ber Parameter einer leis-
tungsorientierten Mittelzuweisung bereits ein vorwegge-

nommener Verteilungskampf an den Hochschulen und zwi-
schen den Hochschulen eingeleitet ist.

2. Nach Abschluss der konzeptionellen Vorarbeiten in Projekt-
gruppen werden die Mechanismen und Instrumente der
Neuen Hochschulsteuerung in den kommenden Monaten
im politischen Raum zunehmend kontrovers diskutiert wer-
den. Dabei spielt die Wahrung und Operationalisierung des
parlamentarischen Budgetrechts die entscheidende Rolle.
Die damit zusammenh8ngenden Fragen greifen tief in die
Verfassungswirklichkeit ein und tangieren nicht allein die
haushaltsrechtliche Gewaltenteilung zwischen Legislative
und Exekutive in der parlamentarischen Demokratie des
Grundgesetzes, sondern auch die intragouvernementale Zu-
st8ndigkeitsverteilung innerhalb der Landesregierung. Da-
bei sind einerseits die Parlamentsrechte im Sinne einer Ziel-
und Ergebnissteuerung deutlich zu st8rken, damit der k�nf-
tige Landeshaushalt von einer Ansammlung kameraler
Haushaltstitel zu einem echten »Regierungsprogramm in
Zahlen« wird. Andererseits sind die Rechte der Wissen-
schaftsministerin als zust8ndiger Ressortministerin gegen-
�ber Ministerpr8sident und Finanzminister zu wahren. Die-
se verfassungsrechtlichen Fragen sind eingebettet in das
politische Bestreben, den Hochschulen in einem zunehmend
h8rter werdenden nationalen und internationalen Wettbe-
werb die notwendige Autonomie zur Gestaltung herausra-
gender Leistungen in Forschung und Lehre zu geben. Dabei
ist letztlich das alte obrigkeitsstaatliche Denken mit moder-
nen Steuerungsinstrumenten zum Ausgleich zu bringen.

Vor diesem Hintergrund soll im n8chsten Heft ein Beitrag die we-
sentlichen Elemente der Neuen Hochschulsteuerung nach den
bisherigen Ergebnissen der Projektgruppen zur Diskussion stellen,
um auch auf diese Weise die anstehenden und wichtigen politi-
schen Entscheidungen vorzubereiten.
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Teil 2: Ergebnissteuerung mit Sach- und
Finanzzielen an hessischen Hochschulen

In their article University and College Budget Program in Hessen
(Part 2), a continuation from the last issue, Gerd W�stemann and
Helge Brixner emphasize the need to overcome the one-sided fixation
on managerial and public finance data in the above-mentioned pro-
gram by introducing a comprehensive index system. Controlling effi-
ciency in institutions of higher education calls for comprehensive agree-
ment on measurable outcome criteria (achievement characteristics) in
line with the control targets for all (key) performances. These are orien-
ted not only toward the goals of the individual institutions but also to-
ward the state’s regional structure policies in, for example, personnel
structure, regional and economic policy goals, internationalization,
data processing, and so forth. The present article discusses the three
main elements of the new controls for universities and colleges: nego-
tiated targets, achievement-oriented allocation of funds (with the well-
known problem of defining achievement), as well as quality manage-
ment and evaluation.

Das Rahmenkonzept zur Neuen Hochschulsteuerung in
Hessen basiert auf der Idee eines umfassenden Kenn-
zahlensystems. F�r die hessische Landesverwaltung wurde
im Projekt »Landesverwaltung Hessen 2000« mit Unter-
st�tzung der arf Gesellschaft f�r Organisationsentwicklung
mbH (arf) ein Kennzahlensystem auf der Basis von f�nf
Kennzahlendimensionen als Grundlage der leistungs-
bezogenen Planaufstellung und -bewirtschaftung nach
§§6 a Haushaltsgrunds1tzegesetz (HGrG), 7 a Hess.
Landeshaushaltsordnung (LHO) in der gesamten Landes-
verwaltung entwickelt. Dieses System soll im Projekt
»Hochschul-Programmhaushalt« mit den hessischen
Hochschulen in einem ersten Praxisprojekt ausgestaltet
werden. Im folgenden Aufsatz werden die grundlegenden
*berlegungen aus Sicht der beiden Autoren ausgehend
von den Grundlagenbeschl�ssen der Hessischen Landes-
regierung und den aktuellen Zwischenergebnissen der
hochschul�bergreifenden Arbeitsgruppen skizziert. Eine
abschließende Festlegung der Details ist f�r das kommende
Jahr geplant.1

Das f�r die gesamte Landesverwaltung verbindliche Kennzah-
lensystem umfasst folgende Dimensionen:

n Kennzahlen zur Leistungswirkung (Effektivit8t der Leistungen)
n Kennzahlen zur Finanzwirtschaft (Effizienz der Leistungen)
n Kennzahlen zu quantitativen und qualitativen Leistungs-

merkmalen
n Kennzahlen zur Prozessqualit8t
n Kennzahlen zur Kundenzufriedenheit

Methodischer Ausgangspunkt dieser 5berlegungen war der
Balanced-Scorecard-Ansatz (BSC), wie er Anfang der neunziger
Jahre in den USA entwickelt wurde.2 Hintergrund des BSC-An-
satzes ist die Erkenntnis, dass sich Organisationen nur dann ef-
fektiv steuern lassen, wenn messbare Erfolgskriterien vorliegen,
die den zu steuernden Sachverhalt umfassend abbilden. Daher
soll durch die Definition von umfassenden Kennzahlensystemen

die einseitige Fixierung betriebswirtschaftlicher Steuerung auf fi-
nanzwirtschaftliche Gr:ßen durchbrochen werden. F�r die Leis-
tungssteuerung in Hochschulen bedeutet dies, dass zu allen
(Kern-) Leistungen messbare Erfolgskriterien (Leistungsmerkma-
le) definiert werden m�ssen, die die Leistungen und die mit ih-
nen verkn�pften Steuerungsziele umfassend beschreiben.
Diese quantifizierten Erfolgskriterien k:nnen nicht rein betriebs-
wirtschaftlich bestimmt werden, sondern sind abh8ngig von den
jeweils angestrebten Zielen der einzelnen Hochschulen, aber
auch der Hochschulpolitik insgesamt. Aus diesem Grund ist ein
solches umfassendes Kennzahlensystem niemals ein starres Ziel-
system, sondern unterliegt als lernendes System dem st8ndigen
Wandel der wissenschaftspolitischen Steuerungsziele. Die hessi-
sche Adaption des BSC-Ansatzes stellt daher einen umfassenden
politisch-strategischen Managementansatz f�r die gesamte Lan-
desverwaltung dar und geht weit �ber ein Kennzahlensystem f�r
Hochschulen hinaus.
Neben den Leistungen und damit den leistungswirtschaftlichen
Ergebniszielen sind nach den Vorgaben des landesweiten Con-
trollingkonzepts auch strukturelle Fragen von erheblicher poli-
tisch-strategischer Steuerungsrelevanz f�r Landesregierung und
Landtag. F�r den Bereich der Hochschulen betrifft dies nicht
allein die Frage der globalen Mittelausstattung, also der f�r die
Hochschule insgesamt verf�gbaren Budgetmittel, sondern auch
strukturelle Fragen, wie die Personalausstattung, regional- und
wirtschaftspolitische Zielsetzungen sowie andere grundlegende
Fragen der Hochschulentwicklung, wie Internationalisierung,
Datenverarbeitung und Internetpr8senz sowie Standortfragen.
Aus diesem Grund wurde neben die umfassende Abbildung der
leistungswirtschaftlichen Zielsetzungen in einem Kennzahlen-
raster ein 8hnliches Kennzahlenraster gesetzt, das die struktur-
politischen Zielsetzungen aufnehmen soll.
Auf diesen Grund�berlegungen wird im Projekt »Hochschul-Pro-
grammhaushalt« derzeit in mehreren Arbeitsgruppen die Neue
Hochschulsteuerung aufgebaut. Diese st�tzt sich auf drei Steue-
rungselemente mit ihren zugeh:rigen durch den BSC-Ansatz
verkn�pften Steuerungsinstrumenten, die im Folgenden kurz
skizziert werden sollen.

Abbildung 1: Die drei Elemente der Neuen Verwaltungssteuerung

1 Vgl. auch die Ausf�hrungen im Beitrag im vorhergehenden Heft.
2 Vgl. Kaplan/Norton (1997).

Sonderdruck 7

HSW Gerd W�stemann/Helge C. Brixner z Hochschul-Programmhaushalt in Hessen



1. Steuerung mit Zielvereinbarungen

Im Gegensatz zur leistungsorientierten Mittelzuweisung, die
solange bis belastbare Zahlen aus der Kostenrechnung vorlie-
gen, vorwiegend auf vergangenheitsbezogene Ist-Werte oder auf
der Basis vergangener Jahre geplanter Soll-Werte zur�ckgreifen
muss, dienen Zielvereinbarungen zum einen der Abstimmung
mittelfristiger Entwicklungsziele mit den Hochschulen, zum an-
deren der Vereinbarung bestimmter Leistungen oder Maßnah-
men mit einzelnen Hochschulen, die nicht alle Hochschulen in
gleicher Weise betreffen. Die Zielvereinbarungen sollen daher
Besonderheiten der einzelnen Hochschulen abbilden, vor allem
aber eine zukunftsorientierte Entwicklungsperspektive skizzie-
ren, die gemeinsam von der Landesregierung und der jeweiligen
Hochschule getragen wird. Aus diesem Grund wurde der Auf-
bau eines Zielvereinbarungssystems im Projekt »Hochschul-Pro-
grammhaushalt« aus der (Verhandlungs-) Perspektive einzel-
ner Hochschulen mit dem Wissenschaftsministerium begonnen,
und nicht wie in anderen Bundesl8ndern aus der Perspektive
eines Solidarpakts der Landesregierung mit allen Hochschulen;
lediglich zur �bergreifenden politischen Absicherung der einzel-
nen Vereinbarungen w8re flankierend an einen Hochschulpakt
zu denken.
Durch die Nutzung des Instruments Zielvereinbarungen k:nnen
zwischen Landesregierung und Hochschulen umfassende Kon-
sensbildungsprozesse �ber die hochschulpolitischen Ziele der
k�nftigen Hochschulentwicklung und der Leistungserstellung an
Hochschulen, vor allem in den Bereichen Forschung und Lehre,
initiiert werden. Ein solcher stabiler, gemeinsam getragener Ziel-
konsens ist eine wichtige vertrauensbildende Voraussetzung f�r
beide Seiten, um den wirtschaftlichen Umgang mit dezentraler
Budgetverantwortung zu gew8hrleisten. Aus diesem Grund ist es
notwendig, dass auf Seiten der Landesregierung nicht nur alle
zust8ndigen Referate des Wissenschaftsressorts in den Zielver-
einbarungsprozess eingebunden werden, sondern dar�ber hi-
naus auch eine grundlegende Abstimmung innerhalb der ge-
samten Landesregierung, insbesondere mit dem Finanzminister
und dem Ministerpr8sidenten stattfindet. Auf Seiten der Hoch-
schulen sollten die Zielvereinbarungen von der Hochschullei-
tung, die direkt mit demWissenschaftsressort verhandelt, mit al-
len zust8ndigen Gremien und insbesondere den Fachbereichen
r�ckgekoppelt werden.
Zielvereinbarungen erf�llen als Steuerungselement somit fol-
gende Funktionen:

n Vereinbarung politisch-strategischer Ziele und Maßnahmen
n Umsetzung der hochschul�bergreifenden Planung und Steue-

rung
n Profilbildung der einzelnen Hochschule
n Planungssicherheit f�r die Hochschule
n Vereinbarung mehrj8hriger Planungsziele (4 – 5 Jahre)
n Grundlage des aktuellen (Jahres-)Wirtschaftsplans
n Festlegung des Innovations- und Investitionsbudgets

Diese Inhalte sollen k�nftig zwischen der einzelnen Hochschule
und dem Wissenschaftsministerium (HMWK) in einer j8hrlich
rollierenden Mehrjahresplanung �ber ca. vier bis f�nf Jahre
parallel zur Haushaltsaufstellung im Zielvereinbarungsprozess
definiert werden. Die Zielvereinbarungen werden somit nicht
vom Landtag verabschiedet, sondern stellen eine gemeinsame
Absichtserkl8rung von HMWK und Hochschule dar, die zugleich

Grundlage der Haushaltsverhandlungen und -beratungen ist.
Aus dieser Funktion der Zielvereinbarungen ergibt sich, dass
grundlegende Pnderungen der gemeinsam geplanten Daten im
Haushaltsaufstellungsverfahren (z. B. Mittelk�rzungen) entspre-
chende Anpassungen zur Folge haben m�ssen. Gleichzeitig wird
die Bedeutung der Zielvereinbarungen f�r die dezentrale Budget-
verantwortung und Haushaltsanmeldung deutlich, die sich im-
mer im Rahmen der gemeinsam vereinbarten Ziele, Priorit8ten
und finanziellen M:glichkeiten halten m�ssen.
Aus den genannten Gr�nden sieht das Hess. Hochschulgesetz
(HHG) auch die Etablierung interner Zielvereinbarungssysteme
an den einzelnen Hochschulen vor; diese korrespondieren mit
der internen Budgetdelegation. Zur Operationalisierung der Ziel-
vereinbarungen zwischen HMWK und Hochschule sollen Struk-
turpl8ne der Fachbereiche und Leistungsvereinbarungen im Zu-
sammenhang mit Ausstattungszusagen an Fachgebiete dienen.

2. Steuerung durch leistungsorientierte
Mittelzuweisung

Ausgew8hlte Leistungskennzahlen aus dem umfassenden Kenn-
zahlensystem (Parameter) dienen als Basis f�r die leistungsorien-
tierte Mittelzuweisung. Grunds8tzlich sind nach der zu Grunde
liegenden 5berlegung der §§ 6a HGrG, 7a LHO zu jedem Para-
meter im Sinne einer Einzelveranschlagung von Leistungszwe-
cken entsprechende Entgeltfaktoren zu bilden, die dann die leis-
tungsorientierte Mittelzuweisung bestimmen.
Die Auswahl der haushaltswirksamen Leistungsparameter aus
dem umfassenden BSC-Kennzahlenset wird eine der wichtigsten
Projektaufgaben der n8chsten Monate sein, die nur in enger Ab-
stimmung mit der Politik zu l:sen ist. Dabei sollen die Leistungs-
parameter einerseits die Ergebnisse der Kernleistungsprozesse der
Hochschulen verk:rpern, andererseits ein einfaches und trans-
parentes Mittelzuweisungsmodell mit nachvollziehbaren und
sich nicht widersprechenden Verhaltensanreizen ergeben.
Daher wird im Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« ange-
strebt, dem Landtag die politisch-strategische Hochschulsteue-
rung auf der Basis weniger, aber aussagekr8ftiger haushaltswirk-
samer Parameter zu erm:glichen. Diese politisch-strategischen
Vorgaben des Gesetzgebers sollen durch Zielvereinbarungen zwi-
schen Wissenschaftsministerium und Hochschulen weiter pr8zi-
siert werden, um so auch die politische Verantwortung der Wis-
senschaftsministerin im Verh8ltnis zum Landtag auf der einen
und zu Ministerpr8sident und Finanzminister auf der anderen
Seite zu unterstreichen.
Eine staatliche Steuerung auf der Ebene der einzelnen Leistun-
gen (z. B. Studieng8nge) w8re, auf Grund der dann resultieren-
den Komplexit8t und Eingriffsintensit8t, weder sinnvoll zu be-
w8ltigen noch w�rde sie dem Ziel einer erweiterten Autonomie
der Hochschulen und der klaren Zuweisung politischer Verant-
wortung zwischen Landtag und Landesregierung, aber auch in-
nerhalb der Landesregierung gerecht. Daher wurde im Projekt
»Hochschul-Programmhaushalt« ein Ansatz auf einer hohen
Aggregationsebene, so genannten Preisclustern, gew8hlt. Dies
entspricht dem Vorgehen in der Mehrzahl der internationalen
Beispielsf8lle und den 5berlegungen im Bundesland Niedersach-
sen, das einen vergleichbaren Weg bei der Hochschulreform ein-
geschlagen hat. Die einzelnen Leistungen wurden deshalb ent-
sprechend ihrer (vermuteten) Kostenintensit8t verschiedenen
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Preisclustern zugeordnet. Die Preiscluster und die einzelnen Zu-
ordnungen werden, ebenso wie das Zuweisungssystem insge-
samt, durch weitere Erfahrungen, insbesondere aus Modellana-
lysen und Simulationsrechnungen, sowie durch erste Erkennt-
nisse aus den Kosten- und Leistungsrechnungen der Hochschu-
len zu �berpr�fen sein.
Die ersten Grundentscheidungen im Zusammenhang mit einer
leistungsorientierten staatlichen Mittelzuweisung an Hochschu-
len betreffen die Fragen,

n wie Leistungen einer Hochschule zu definieren sind und
n welche dieser Leistungen durch staatliche Mittel vorrangig

finanziert werden sollen.

Im hessischen Hochschul-Programmhaushalt sollen Studien-
g8nge im Sinne einzelner Fachrichtungen die Grundleistungen
der Hochschule in Forschung und Lehre sowie bei der F:rderung
des wissenschaftlichen und k�nstlerischen Nachwuchses repr8-
sentieren.

Mit dieser Entscheidung wurden Defini-
tionsvorschl8ge abgelehnt, die etwa in
einem Studierenden oder Absolventen/
in ein »Produkt« einer Hochschule sehen.
Begr�ndbar wird dies vor allem durch
zwei 5berlegungen: Zum einen wird
bei derartigen Definitionsversuchen das
Humboldt’sche Ideal einer Einheit von
Forschung und Lehre bereits im Grund-
ansatz der leistungsorientierten Mittel-
zuweisung aufgegeben, da Studierende
oder Absolventen/innen lediglich die
Lehrleistung einer Hochschule repr8sen-
tieren (k:nnen). Zum anderen wirft die-
ser Definitionsansatz zahlreiche – weit-
gehend ungel:ste und wohl auch un-
l:sbare – betriebswirtschaftliche Frage-
stellungen auf. So m�ssten die Kosten
von Lehre und Forschung vollst8ndig ge-
trennt werden, was in der Realit8t an der
Kuppelproduktion in Hochschulen schei-
tert; zahlreiche T8tigkeiten oder Teil-
leistungen dienen ganz im Sinne Hum-
boldts Lehre und Forschung gleichzeitig.

n Forschungs- und Drittmittelprojekte
n Technologie- und Wissenstransfer

Zu den Leistungen in Lehre und For-
schung treten an modernen Hochschu-
len noch zahlreiche weitere Leistungen,
die in zwei weitere Kernleistungskatego-
rien gegliedert wurden:

n Nutzung von Verm:gen und Rech-
ten (z. B. 5berlassung von R8umen
und Liegenschaften sowie Patenten)

n kulturelle und wissenschaftliche
Dienstleistungen (z. B. Landesbiblio-
theken oder Museen)

In engem Zusammenhang mit der De-
finition der Kernleistungskategorien f�r

eine leistungsorientierte Mittelzuweisung stellt sich naturgem8ß
die Frage, welche dieser Kernleistungskategorien in welcher Form
Gegenstand einer staatlichen Mittelzuweisung werden sollen.
Der aktuelle Diskussionsstand im Projekt »Hochschul-Programm-
haushalt« ist wie folgt:

1. Kern der staatlichen Mittelzuweisung sollen die Studien-
g8nge als Grundleistungen in Forschung und Lehre sowie
bei der F:rderung des wissenschaftlichen und k�nstleri-
schen Nachwuchses sein. Dar�ber hinaus werden wahr-
scheinlich auch sonstige Leistungen (kulturelle und wissen-
schaftliche Dienstleistungen) aus dem Wissenschaftsetat
zus8tzlich abgegolten, an welchen ein besonderes hoch-
schulpolitisches Interesse besteht und die besondere Kos-
tenbelastungen zur Folge haben.

2. Weitere Hochschulleistungen, die zumindest auch im staat-
lichen Interesse erbracht werden, sollen �ber entsprechen-
de zus8tzliche Etatmittel finanziert werden; hervorzuhe-
ben sind zun8chst Forschungsleistungen. Die �berwiegende

Abbildung 2: Haushaltsprozess und Zielvereinbarungen
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Meinung im Projekt vertritt hier die Auffassung, dass neben
die bew8hrten staatlichen Zusatzfinanzierungsinstrumen-
te, deren Mittelvergabe insbesondere �ber den Wissen-
schaftsrat gesteuert wird, keine weiteren Instrumente treten
sollten. Daher sollen die so genannten Hochschulmittel-
projekte im Sinne einer m:glichst weit gehenden Finanz-
autonomie der Hochschulen auch k�nftig ausschließlich
im Rahmen der hochschulinternen Mittelvergabe gesteuert
werden. Die staatlichen Globalbudgets sollten im Sinne
einer staatlichen Exzellenzf:rderung, die zus8tzliche Finan-
zierungsspielr8ume f�r die Hochschulen schafft, eher aus-
geweitet werden. Dasselbe gilt f�r solche Hochschulleistun-
gen, die eine Kofinanzierung aus den Globalbudgets erfor-
dern, wie etwa der Technologie- und Wissenstransfer oder
die Nutzung von Verm:gen und Rechten.

3. Schließlich sollten mittelfristig Leistungen, die ausschließ-
lich im Interesse einzelner Dritter erbracht werden, bereits
aus ordnungspolitischen Gr�nden auch von diesen voll-
st8ndig finanziert werden. Hierzu geh:ren vor allem Be-
ratungs- oder Forschungsauftr8ge von privaten Unterneh-
men, aber auch Weiterbildungsangebote. Eine staatliche
Kofinanzierung stellt in diesen F8llen immer auch eine ver-
deckte Subventionierung des Vertragspartners der Hoch-
schule �ber den Wissenschaftsetat und somit eine Wettbe-
werbsverzerrung dar. In diese Kategorie fallen auch Hoch-
schulleistungen im Rahmen der so genannten Ressortfor-
schung, wo die Hochschulen h8ufig in Konkurrenz zu pri-
vaten Ingenieur- oder Beratungsunternehmen stehen.

Nach dem skizzierten Konzept sollte sich somit die staatliche
Hochschulfinanzierung aus dem Wissenschaftsetat des Landes
k�nftig auf zwei Kernleistungskategorien beschr8nken, die im
Zentrum des hochschulpolitischen Interesses stehen:

n Studieng8nge als Synonym f�r Grundleistungen in Lehre
und Forschung sowie bei der F:rderung von wissenschaft-
lichem und k�nstlerischem Nachwuchs

n Sonstige Leistungen mit besonderem hochschulpolitischem
Interesse (z. B. Landesbibliotheken, Museen)

Auf dieser theoretischen Grundlage befinden sich derzeit zwei auf
einer Einteilung in Studieng8nge beruhende Mittelverteilungsmo-
delle in der Diskussion, die beide eine Finanzierung bestehender
Studieng8nge durch ein Grund- und ein Erfolgsbudget vorsehen.3

Diese Finanzierung bestehender Studieng8nge soll erg8nzt werden
um ein Innovationsbudget, das wesentliche Leistungs- oder Struk-
turver8nderungen an den Hochschulen zukunftsorientiert (ko-) fi-
nanzieren soll. Hierzu geh:ren der Auf-, Um- und Abbau von Lehr-
und Forschungskapazit8ten ebenso wie standortpolitische Maß-
nahmen oder umfangreiche Bau- und Ausbauprojekte.
Die sonstigen Leistungen sollen aus dem Wissenschaftsetat
durch diskretion8re Zuweisungen finanziert werden, die sich an
diesen (zus8tzlichen) Leistungen orientieren. Das Konzept sieht
daher (langfristig) keine Sonderfinanzierung etwa f�r Standort-
und Strukturnachteile vor. Die Hochschulen sollen eine m:g-
lichst umfassende Finanzautonomie erhalten, weshalb sie mit-
telfristig derartige Fragen vollst8ndig eigenverantwortlich ge-
stalten sollen. Zudem f�hrt eine Ber�cksichtigung derartiger
Sonderfinanzierungsbedarfe zu einer erneuten Atomisierung der
Globalbudgets, indem die einmalige Ber�cksichtigung immer
neue »Begehrlichkeiten« weckt. Der staatlichen Sonderfinanzie-
rung w�rde dann eine staatliche Finanzkontrolle hinsichtlich

der zweckentsprechenden Mittelverwendung folgen, so dass die
Bewilligung von Sonderfinanzierungsbedarfen im Endergebnis
der Perpetuierung der Kameralistik durch die Hintert�r und
einer erneuten Zersplitterung der Verantwortung entspricht.
Im Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« muss die Ermitt-
lung von N8herungswerten f�r die Entgeltfaktoren, die mit ein-
zelnen Leistungsparametern im Hinblick auf die Studieng8nge
verkn�pft werden sollen, noch im Rahmen der Modellanalysen
und Simulationsrechnungen erfolgen. Die endg�ltige Festlegung
der Entgeltfaktoren bleibt letztlich jedoch wie die Definition der
Leistungsparameter und des gesamten staatlichen Mittelvertei-
lungsmodells eine grundlegende politische Aufgabe des Land-
tags im Rahmen seines parlamentarischen Budgetrechts. Die
Entgeltfaktoren verk:rpern so etwas wie die Steuerpreise der be-
treffenden Leistungen (z. B. Studieng8nge) und sind daher Aus-
druck der politischen Entscheidung dar�ber, welche Ausgaben
der Landtag f�r die einzelnen Studieng8nge in Konkurrenz zu
anderen Verwendungsm:glichkeiten der verf�gbaren Steuermit-
tel f�r angemessen h8lt.
Bereits in den 70er Jahren ist die aus den USA stammende Idee
des Planning-Programming-Budgeting-Systems (PPBS) letztlich
in allen Industriel8ndern daran gescheitert, dass die Parlamente
ihr Budgetrecht durch quasi automatisch generierte »bedarfs-
orientierte« Budgetentscheidungen gef8hrdet sahen. Grundlage
f�r die Bildung der Entgeltfaktoren im hessischen Modell der
leistungsbezogenen Planaufstellung und -bewirtschaftung nach
den §§6 a HGrG, 7 a LHO ist daher nach dem Grundsatzbe-
schluss der Hessischen Landesregierung vom 14. Juli 1998 (dort
Ziff. 3), dass sich die Haushaltsaufstellung durch die Exekutive
k�nftig an den Kosten (Ressourcenverbrauch) der Leistungen,
die mittels der Kostentr8gerrechnung ermittelt werden, orientie-
ren soll. Diese Vorgabe f�r die exekutive Haushaltsaufstellung
pr8judiziert in keiner Weise die politische Entscheidung des
Landtags �ber die zweckangemessene Verwendung der Budget-
mittel im Rahmen des sp8teren Haushaltsgesetzes. Vielmehr
wird durch die Kosten- und Leistungsrechnung der Ist-Zustand
nachgewiesen, auf dessen Basis dann die politische Gestaltung
Platz greift, indem die Entgeltfaktoren und Leistungsparameter
und damit letztlich die Globalbudgets der Hochschulen im Rah-
men der politischen Willensbildung variiert werden. In diesem
Zusammenhang k:nnen hochschul- und l8nder�bergreifende
Ausstattungs-, Leistungs- und Kostenvergleiche als eine Kompo-
nente des Qualit8tsmanagements- und Evaluationssystems (vgl.
unten) eine wichtige Rolle �bernehmen, sie k:nnen die poli-
tische Entscheidung jedoch nicht ersetzen. Aus diesem Grund
wurde im Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« der Weg ge-
w8hlt, zun8chst das Mittelverteilungsmodell hochschulpolitisch
zu definieren und auf die damit zusammenh8ngenden Grund-
entscheidungen dann die Kosten- und Leistungsrechnungen
auszurichten. Ausstattungs-, Kosten- und Leistungsvergleiche
w�rden nach diesem Verst8ndnis schließlich die Interpretation
der Ergebnisse aus den Kosten- und Leistungsrechnungen der
Hochschulen erleichtern, weshalb sich ihre Konzeption an den
vorhergehenden 5berlegungen zu einem neuen System der
Hochschulsteuerung zu orientieren hat.
Diese zentrale Rolle solcher hochschul- und l8nder�bergreifen-
den Ausstattungs-, Leistungs- und Kostenvergleiche l8sst sich be-
reits aus der Grundkonzeption der leistungsorientierten Mittelzu-
weisung im Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« herleiten.

3 Vgl. HMWK (2000: 1 ff.).
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Die Zusammenfassung der einzelnen Leistungen (Studieng8n-
ge) zu landesweit verbindlichen, also hochschul�bergreifenden
Preisclustern, f�hrt nach den heute verf�gbaren (Kosten-) Infor-
mationen mit großer Wahrscheinlichkeit dazu, dass die Kosten-
unterschiede bezogen auf den gleichen Studiengang in verschie-
denen Hochschulen gr:ßer sind, als die Kostenspreizung zwi-
schen den Basispreisen der Preiscluster. Derartige Kostenunter-
schiede beruhen nicht allein auf einer unterschiedlich effizien-
ten Mittelverwendung in den verschiedenen Hochschulen, son-
dern sind h8ufig (auch) Ausdruck unterschiedlich akzentuierter
Leistungsqualit8t aber auch historischer Entwicklungen.
Die resultierenden Abweichungen der landesweiten Durch-
schnitts- von den Ist-Kosten einzelner Hochschulen sind zun8chst
ein gew�nschter Effekt, um die Hochschulen zu einer klar um-
rissenen Profilbildung anzuhalten, indem die Mittel aus dem Glo-
balbudget im Rahmen der hochschulinternen Budgetierung nach
den politisch-strategischen Zielvorgaben entsprechend des Pro-
fils der Hochschule (um-) verteilt werden (m�ssen). Zudem wer-
den die systemimmanenten Wettbewerbselemente gest8rkt. Ob
die entstehenden (hochschulinternen) Umverteilungsbedarfe und
(hochschul�bergreifenden) Umverteilungseffekte jedoch strate-
gisch-politisch in jedem Einzelfall w�nschenswert sind, kann
nach heutiger Einsch8tzung letztlich nur mit Hilfe von hochschul-
und l8nder�bergreifenden Ausstattungs-, Kosten- und Leistungs-
vergleichen beurteilt werden. Diese werden somit nicht die
Grundlage der leistungsorientierten Mittelzuweisung im Sinne
einer »formelgest�tzten Automatisierung« des parlamentarischen
Haushaltsbeschlusses, sondern eine wichtige Informationsquelle
f�r Wissenschaftsministerien und Landtage zur Beurteilung der
Ergebnisse aus den Kosten- und Leistungsrechnungen der Hoch-
schulen im Rahmen ihrer politischen Budgetentscheidungen.

3. Die Rolle von Qualit1tsmanagement und
Evaluation

Die notwendige Beschr8nkung der leistungsorientierten Haus-
haltsveranschlagung auf wenige Formelparameter unterstreicht
die Bedeutung von begleitenden Evaluations- und Qualit8ts-
sicherungsmaßnahmen bzw. des Aufbaus formaler Qualit8ts-
managementsysteme. Da sich die leistungsorientierte Mittelzu-
weisung immer nur auf wenige, globale, politisch besonders
bedeutsame und sich nicht widersprechende Indikatoren kon-
zentriert, die zudem im Zusammenhang mit dem Kostenverlauf
stehen, zeichnen die zu Grunde liegenden Parameter kein um-
fassendes Bild der Leistungen. Aus diesem Grund ist aus staat-
licher Sicht eine flankierende Evaluation der Leistungen durch
entsprechende Instrumente unverzichtbar, die mit Hilfe umfas-
sender Kennzahlensets auf der Basis des BSC-Ansatzes die tat-
s8chlichen Steuerungswirkungen erfasst.
Dem korrespondiert in den Hochschulen der Aufbau von Quali-
t8tsmanagementsystemen, die eine kontinuierliche und um-
fassende Erfassung und Steuerung der Hochschulleistungen mit
Hilfe von so genannten Leistungs- und Wirkungsrechnungen er-
lauben. Das k�nftige (interne) Rechnungswesen der Hochschu-
len wird daher nicht nur aus einer aus privaten Betrieben be-
nannten Kosten- und Erl:srechnung bestehen k:nnen, sondern
muss mit der Erfassung und Darstellung der Leistungen und
Wirkungen zu einer echten Kosten- und Leistungsrechnung aus-
gebaut werden.

Anhand von Evaluationsergebnissen sind die gew8hlten Steue-
rungsparameter vom Landtag ebenso wie die Inhalte der Zielver-
einbarungen durch die Wissenschaftsministerin kontinuierlich zu
�berpr�fen und anzupassen. Letztlich erh8lt der Staat nur durch
Leistungs- und Evaluationsgerichte einen vollst8ndigen 5berblick
�ber die Leistungsentwicklung an den einzelnen Hochschulen
und damit die Steuerungswirkungen des Systems. Idealtypisch
schlagen die Evaluatoren/innen im Falle von signifikanten Ent-
wicklungen entsprechende Steuerungsmaßnahmen vor, etwa
den Austausch von oder die Aufnahme zus8tzlicher Parameter.
Auf diese Weise kann auch erreicht werden, dass das leistungsori-
entierte Budgetsystem im Zeitverlauf nicht erneut zu einem inkre-
mentellen Mittelzuweisungssystem degeneriert. Dies setzt voraus,
dass die Anreizwirkungen und Steuerungsparameter fortlaufend
evaluiert werden und die Erkenntnisse der Evaluation als Grund-
lage hochschulpolitischer Anpassungsmaßnahmen dienen. Im
Projekt »Hochschul-Programmhaushalt« ist die Konzeption die-
ser f�r das Gesamtsystem entscheidenden landesweiten und l8n-
der�bergreifenden Instrumente des Qualit8tsmanagements nach
der grundlegenden hochschulpolitischen Entscheidung �ber das
k�nftige Mittelzuweisungssystem im Jahr 2001 vorgesehen.
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